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PRÄAMBEL 

Die Stadt Königsbrunn erlässt aufgrund § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 des Baugesetzbuches 

(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 

zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert 

worden ist, des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekannt-

machung vom 14. August 2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch § 2 des 

Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 657), § 4 des Gesetzes vom 23 Dezember 

(GVBL. S. 667) und durch § 3 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 699) geändert 

worden ist, des Art. 23 der Gemeindeordnung (GO) für den Freistaat Bayern in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl.  S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I), die zu-

letzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist 

sowie der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. 

November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 

(BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist und der Planzeichenverordnung (PlanZV) in der 

Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 6 des Geset-

zes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist, folgenden 

 

Einbeziehungssatzung 

„Oberdorf“ entlang der Landsberger Straße 

als Satzung. 

 

Bestandteile der Einbeziehungssatzung: 

A) Planzeichnung i. d. F. v. 17.03.2026 mit: 

− Festsetzungen durch Planzeichen 

− Hinweise durch Planzeichen 

− Verfahrensvermerken 

B) Textliche Festsetzungen i. d. F. v. 17.03.2026 mit: 

− Textliche Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 

Beigefügt sind: 

− C) Begründung i. d. F. v. 17.03.2026
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B) TEXTLICHE FESETZUNGEN 

 GELTUNGSBEREICH 

Die Grenzen für den im Zusammenhang bebauten Ortsteil werden durch die bei-

gefügte Planzeichnung mit Festsetzungen durch Planzeichen festgelegt. 

 ZULÄSSIGKEIT 

Innerhalb des Geltungsbereichs (§ 1) richtet sich die planungsrechtliche Zulässig-

keit von Vorhaben (§ 29 BauGB) nach den nachfolgenden Festsetzungen und im 

Übrigen nach § 34 BauGB.  

 FESTSETZUNGEN 

Für den Geltungsbereich der Einbeziehungssatzung werden folgende planerischen 

Festsetzungen getroffen: 

(1) Die überbaubare Grundstücksfläche ist in der Planzeichnung mit einer Baugrenze 

festgesetzt. 

(2) Die Grundflächenzahl (GRZ) wird mit 0,8 festgesetzt.  

(3) Die festgesetzten Werte für die Höhe baulicher Anlagen sind als Höchstgrenzen 

zulässig: 

Wandhöhe (WH):  max.   8,0 m 

Gesamthöhe (GH):  max. 11,0 m 

(4) Die Wandhöhe (WH) ist das Maß von der Oberkante Fertigfußboden (OK FFB) 

des Erdgeschosses bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit der Oberkante 

Dachhaut. Die Gesamthöhe (GH) ist das Maß von der Oberkante Fertigfußboden 

(OK FFB) des Erdgeschosses bis zum höchsten Punkt der Oberkante Dachhaut. 

(5) Die Oberkante Fertigfußboden (OK FFB) des Erdgeschosses darf 527 m ü. NN 

nicht unterschreiten und 528,2 m ü. NN. nicht überschreiten.  

(6) Untergeordnete Bauteile, insbesondere Antennen, Lüfter, Gebläse, Aggregate, 

dürfen die festgesetzte höchstzulässige Gebäudehöhe um maximal drei Meter 

überschreiten. 
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 AUSGLEICHSMAßNAHMEN 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

Hinweis: Der Ausgleich in Höhe von 1.868 m² wird auf der östlichen Teilfläche der 

Flurnummer 4452, Gemeinde und Gemarkung Bobingen hergestellt und wird im 

städtebaulichen Vertrag geregelt. 

Hinweis: Auf die Begründung zum Ausgleich wird verwiesen. Der Ausgleich wird 

im städtebaulichen Vertrag geregelt, da er außerhalb der Stadt Königsbrunn voll-

zogen wird. Hiernach ist vor Baubeginn eine dingliche Sicherung (beschränkt per-

sönliche Dienstbarkeit) der Ausgleichsflächen erforderlich.  

 FESTSETZUNGEN ZUR GRÜNORDNUNG  

(1) Im Geltungsbereich der Einbeziehungssatzung ist in einer Tiefe von 3,00 m ent-

lang der nördlichen Grenze des Geltungsbereiches eine zweireihige Hecke aus 

heimischen Arten im Pflanzraster 1,5 x 1,5 m gem. Artenliste unter Abs. 3 zu 

pflanzen.  

(2) Schnitt- und Formhecken sind hierbei unzulässig.  

(3) Artenliste  

Pflanzenqualität: verpflanzte Sträucher, Höhe 60 – 100 cm 

Cornus mas Kornelkirsche 

Cornus sanguinea Roter Hartriegel 

Corylus avellana Haselnuss 

Crataegus laevigata Zweigriffliger Weißdorn 

Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 

Rosa canina Hunds-Rose 

Rosa rubiginosa Wein-Rose 

Viburnum lantana Wolliger Schneeball 

 INKRAFTTRETEN 

Die Einbeziehungssatzung „Oberdorf“ entlang der Landsberger Straße tritt mit der 

Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

Stadt Königsbrunn 

Königsbrunn, den ............................ 

 



STADT KÖNIGSBRUNN   

Einbeziehungssatzung „Oberdorf“ entlang der Landsberger Straße  B) Textliche Festsetzungen 

 

 

OPLA – Büro für Ortsplanung & Stadtentwicklung, Augsburg |  Seite 6 von 21 

Fassung vom 17.03.2026 

 

.......................................... 

Franz Feigl, Erster Bürgermeister (Siegel) 
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TEXTLICHE HINWEISE UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 

1. WASSERWIRTSCHAFT 

1.1 Niederschlagswasser 

Die Zwischenspeicherung von Niederschlagswasser in Zisternen zur Ermöglichung der 

Brauchwassernutzung und zur Reduzierung des Frischwasserverbrauchs wird empfohlen. 

Die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV), die Technischen Regeln zum 

schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser 

(TRENGW), das DWA‐Arbeitsblatt A 138 „Bau und Bemessung von Anlagen zur dezentralen 

Versickerung von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser“ sowie das DWA‐

Merkblatt M 153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ sind zu beachten. 

Die Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser von Dachflächen und sonstigen 

Flächen ist erlaubnisfrei, wenn die Anforderungen der Niederschlagswasserfreistellungsver-

ordnung (NWFreiV) sowie die Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammel-

tem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) eingehalten werden. 

Die punktuelle Versickerung von Regenwasser über einen Sickerschacht ist nur anzuwenden, 

wenn zwingende Gründe eine flächenhafte (z. B. Versickerungsmulden) bzw. linienförmige 

Versickerung (z. B. Rigolen oder Sickerrohre) ausschließen. 

Die Eignung der Bodenverhältnisse im Bereich dieses Bauleitplanes für eine Versickerung 

sollte vor der Planung der Entwässerungsanlagen durch geeignete Sachverständige überprüft 

werden. 

Ist die NWFreiV nicht anwendbar, ist ein wasserrechtliches Verfahren durchzuführen. Die Un-

terlagen sind bei der Kreisverwaltungsbehörde einzureichen. 

1.2 Oberflächenwasser und wild abfließendes Wasser 

Das vorliegende Planungsgebiet befindet sich in einem topographisch schwach bewegten 

Gelände. Wild abfließendes Wasser bzw. ein erhöhter Oberflächenabfluss ist im Plangebiet 

selbst nicht zu erwarten. Sollte es wider Erwarten dazu kommen, sind die Grundsätze des § 

37 Abs. 1 WHG zu beachten. Dies bedeutet, dass der Eigentümer eines Grundstücks keine 

Verpflichtung hat, das auf seinem Grundstück ablaufende Niederschlagswasser zurückzuhal-

ten. Technische Sicherungsmaßnahmen dürfen aber nicht zum Nachteil Dritter sein. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Ermittlung der Höhenlage anhand der Befliegungsdaten 

des Amts für Digitalisierung, Breitband und Vermessung ermittelt wurden. Die tatsächlichen 

Gegebenheiten sind vor Ort zu prüfen. Geländeveränderungen können sich ebenfalls nach-

teilig auf den Abfluss von Niederschlagswasser auswirken. 

Zum Schutz der einzelnen Gebäude vor o. g. wild abfließendem Wasser sind ggf. Objekt-

schutzmaßnahmen vorzusehen, wobei das anfallende Wasser dadurch nicht auf andere 

Grundstücke abgeleitet werden darf. Um Überflutungen von Gebäuden zu vermeiden sind 

entsprechende (Schutz-) Vorkehrungen zu treffen. Insbesondere ist auf die Höhenlage der 
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Lichtschächte, -höfe und des Einstiegs der Kellertreppen o.ä. zu achten. Sie sollten möglichst 

hoch liegen, um vor wild abfließendem Wässern bei Starkregen zu schützen. Maßnahmen zur 

Verbesserung des Überflutungsschutzes sind auch in die Gartengestaltung integrierbar. 

Obige Anwendungen gelten insbesondere für Grundstücke in oder unterhalb von Hanglagen 

oder Senken. Es wird empfohlen, die Keller wasserdicht (rissbreitenbeschränkende Beton-

bauweise) auszubilden. Öffnungen in den Gebäuden sind so zu gestalten, dass wild abflie-

ßendes Wasser nicht eindringen kann. 

1.3 Schutz vor Überflutungen infolge von Starkregen 

Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich der Einbeziehungssatzung Überflutun-

gen auftreten. Um Schäden zu vermeiden, sind bauliche Vorsorgemaßnahmen zu treffen, die 

das Eindringen von oberflächlich abfließendem Wasser in Erdgeschosse dauerhaft verhin-

dert. Eine Sockelhöhe von mind. 25 cm über der Geländeoberkante wird empfohlen. 

Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen. 

2. IMMISSIONSSCHUTZ 

2.1 Genehmigungsverfahren  

Bei der Neuerrichtung und Änderung von Bauvorhaben bzw. im Genehmigungsverfahren wird 

die Einhaltung der Immissionsrichtwerte und Spitzenpegel durch Vorlage einer schalltechni-

schen Stellungnahme gegenüber der Bauaufsichtsbehörde nachzuweisen sein.  

2.2 Landwirtschaft 

Durch die unmittelbare Nachbarschaft zu landwirtschaftlich genutzten Flächen sind im Pla-

nungsgebiet zeitweise Lärm-, Geruchs- und Staubeinwirkungen, welche aus ordnungsgemä-

ßer Bewirtschaftung resultieren, nicht ausgeschlossen. 

Besonders wird darauf hingewiesen, dass mit zeitweiser Lärmbelästigung - Verkehrslärm aus 

dem landwirtschaftlichen Fahrverkehr - auch vor 6 Uhr morgens, bedingt durch das tägliche 

Futterholen, zu rechnen ist. Zudem ist mit sonstigen Lärmbeeinträchtigungen,  z.B. während 

der Erntezeit (Mais-, Silage- und Getreideernte, ev. Zuckerrübenernte) auch nach 22.00 Uhr 

zu rechnen.  

2.3 Luftwärmepumpen 

Bei der Errichtung von Luftwärmepumpen sollten die folgenden Mindestabstände zwischen 

Wärmepumpe und schutzbedürftiger Bebauung in einem reinen Wohngebiet/ Allgemeinen 

Wohngebiet/ Mischgebiet, Urbanes Gebiet/ Gewerbegebiet eingehalten werden:  

Schallleistungspegel der Wärmepumpe LWA in dB(A) / Mindestabstand in Meter (m) 

45 dB(A): 7/ 4/ 2/ 1 m 

50 dB(A): 13/ 7/ 4/ 2 m  

55 dB(A): 23/ 13/ 7/ 4 m 
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Der Schallleistungspegel bezieht sich auf die gesamte Wärmepumpe (Kompressor und Ven-

tilator). Luftwärmepumpen mit einem Schallleistungspegel über 55 dB(A) sollen nicht verwen-

det werden. 

Kann diese Anforderung nicht erfüllt werden, so sollte die Aufstellung von Luftwärmepumpen 

nur in allseitig umschlossenen Räumen erfolgen. Bei Geräten im Freien ist oft nur der abge-

strahlte Luftschall von Bedeutung, während bei Geräten im Gebäude zusätzlich auf den Kör-

perschall geachtet werden muss. 

Hinsichtlich weiterer Maßnahmen zur Lärmreduzierung wird auf die o. g. Veröffentlichung des 

Bayerischen Landesamtes für Umwelt (LfU) verwiesen 

3. ARTENSCHUTZ 

Gehölzrodungen sind nach § 39 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 BNatSchG in der Zeit vom 01.03 bis 30.09. 

eines Kalenderjahres verboten. Sie sind damit außerhalb der gesetzlichen Vogelbrutzeit, also 

im Zeitraum zwischen 01.10.Oktober bis Ende Februar durchzuführen.   

4. WÄRMEPUMPEN-SYSTEME 

Ob sich der Baugrund bzw. das Grundwasser im Baugebiet für einen Einsatz von Grundwas-

ser-Wärmepumpen eignet, ist im Einzelfall zu prüfen. Die fachliche Begutachtung für Anlagen 

bis zu einer Leistung von 50 kJ/s wird von privaten Sachverständigen der Wasserwirtschaft 

(PSW) durchgeführt. 

https://www.lfu.bayern.de/wasser/sachverstaendige_wasserrecht/psw/index.htm 

Anhand der Übersichtskarte im Energie-Atlas Bayern kann der Bau einer Erdwärmesonden-

anlage nach hydrogeologischen und geologischen Bedingungen geprüft werden: 

https://www.energieatlas.bayern.de 

Alternativ können u. U. Erdwärmekollektoren-, Erdwärmekörbe- oder Luftwärmepumpen-Sys-

teme realisiert werden.  

5. DENKMALSCHUTZ 

Bei allen Bodeneingriffen im Planungsgebiet muss damit gerechnet werden, dass man auf 

Bodendenkmäler stößt. Der betroffene Personenkreis (Eigentümer oder Besitzer der Grund-

stücke sowie Unternehmer und Leiter der Arbeiten) wird hiermit auf die gesetzlichen Vor-

schriften zum Auffinden von Bodendenkmälern nach Art. 8 des Bayerischen Denkmalschutz-

gesetzes (BayDSchG) hingewiesen.  

Art. 8 Abs. 1 BayDSchG: 

Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutz-

behörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind 
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auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter 

der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die 

übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines 

Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der 

Arbeiten befreit. 

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG: 

Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach 

der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Ge-

genstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.  

6. ALTLASTEN UND VORSORGENDER BODENSCHUTZ 

6.1 Erdarbeiten 

Bei Erdarbeiten ist generell darauf zu achten, ob evtl. künstliche Auffüllungen, Altablagerun-

gen o.Ä. angetroffen werden. In diesem Fall ist umgehend das Landratsamt einzuschalten, 

das alle weiteren erforderlichen Schritte in die Wege leitet.  

6.2 Bodenbelastungen 

Es kann auch nicht ausgeschlossen werden, dass Böden mit von Natur aus erhöhten Schad-

stoffgehalten (geogene Bodenbelastungen) vorliegen, welche zu zusätzlichen Kosten bei der 

Verwertung/Entsorgung führen können. Es wird daher empfohlen, vorsorglich Bodenuntersu-

chungen durchzuführen. Das Landratsamt ist von festgestellten geogenen Bodenbelastungen 

in Kenntnis zu setzen. 

6.3 Bodenschutz 

Nach § 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen 

werden. Gem. § 202 BauGB ist Mutterboden, der bei Errichtung und Änderung baulicher An-

lagen ausgehoben wird in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vergeudung und Vernich-

tung zu schützen. Zum Schutz des Mutterbodens und für alle anfallenden Erdarbeiten werden 

die Normen DIN 18915 Kapitel 7.4 und DIN 19731, welche Anleitung zum sachgemäßen Um-

gang und zur rechtskonformen Verwertung des Bodenmateriales geben, empfohlen. Es wird 

angeraten die Verwertungswege des anfallenden Bodenmaterials vor Beginn der Baumaß-

nahme zu klären.  

Im Zuge von Bauprozessen werden Böden rund um Bauobjekte erheblich mechanisch bean-

sprucht. Da diese nach Abschluss der Maßnahmen wieder natürliche Bodenfunktionen über-

nehmen sollen, gilt es ihre funktionale Leistungsfähigkeit zu schützen, zu erhalten oder im 

Sinne des Bodenschutzes wiederherzustellen. Die Bodenkundliche Baubegleitung trägt dazu 

bei, 1. die Bodenbeeinträchtigungen durch Bauprozesse zu vermeiden bzw. zu vermindern, 

2. die Abstimmung mit betroffenen Bodennutzern zu erleichtern sowie 3. die Folgekosten für 

Rekultivierungen nach Bauabschluss zu reduzieren. Zum umweltgerechten Umgang mit Bo-

den wird daher auf den Leitfaden zur Bodenkundlichen Baubegleitung des Bundesverbandes 
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Boden („Bodenkundliche Baubegleitung BBB – Leitfaden für die Praxis“ vom Bundesverband 

Boden e.V.) verwiesen. 

(Voll-)Versiegelungen sind auf das notwendige Maß zu reduzieren, um vorhandene Boden-

funktionen zu erhalten. Unversiegelte Böden tragen mit ihrer Kühlfunktion zu einem besseren 

Stadtklima bei und ermöglichen durch ihre Ausgleichsfunktion im Wasserhaushalt u.a. den 

Niederschlags-Rückhalt in der Fläche sowie Grundwasserneubildung.  

Der Anfall von Bodenaushub ist soweit wie möglich zu vermeiden (§ 6 Abs. 1 KrWG) bzw. 

gering zu halten. Dies ist bereits bei der (Bau)Planung zu berücksichtigen.  

Das Befahren von Boden ist bei ungünstigen Boden-, Witterungsverhältnissen und Wasser-

gehalten zu vermeiden. Ansonsten sind geeignete Schutzmaßnahmen zu treffen.  

7. HINWEISE SCHWABENNETZ GMBH  

Zum Schutz vorhandener Gasleitungen ist auf Wechselwirkungen zwischen Baumbepflanzun-

gen und Leitung laut Regelwerk GW 125 zu achten.  

8. HINWEISE ZUM BRANDSCHUTZ  

Der Löschwasserbedarf ist über die zentrale Wasserversorgung sicherzustellen. Nach den 

technischen Regeln des DVGW-Arbeitsblatt W405 ist in Wohngebieten eine Bereitstellung 

von mindestens 800 l/min und in Gewerbegebieten von mindestens 1.600 l/min, jeweils  über 

zwei Stunden erforderlich.  

Das Hydrantennetz ist nach den technischen Regeln des DVGW Arbeitsblatt W 331 auszu-

bauen. Hydranten sind im Abstand von ca. 100 m zu situieren. 

Für Gebäude, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen Verkehrsfläche 

entfernt sind, müssen Zufahrtswege für die Feuerwehr nach der Richtlinie über Flächen für 

die Feuerwehr auf Grundstücken angelegt werden.  

Die Hinweise der Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr sind zu beachten.  

Erforderliche Anleiterstellen für den zweiten Rettungsweg über Leitern der Feuerwehr (vier-

teilige Steckleiter) sind dauerhaft zugänglich und frei zu halten. 

9. ÜBERWACHUNG 

Die Stadt Königsbrunn überwacht gem. § 4c BauGB die erheblichen Umweltauswirkungen, 

die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne und Satzungen nach BauGB eintreten, um 

insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der 

Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. 
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C) BEGRÜNDUNG 

1. ANLASS DER PLANUNG 

Die Stadt Königsbrunn hat auf Antrag des Grundstückseigentümers beschlossen, für Teilflä-

chen der Flurnummern 751/1 und 758/4 mit einer Einbeziehungssatzung die planungsrechtli-

che Möglichkeit zur Umstrukturierung des bestehenden Gartenbaubetriebs zu schaffen. 

2. VERFAHREN 

Die Voraussetzungen für die Aufstellung einer Einbeziehungssatzung gem. 

§ 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB sind erfüllt. Die Satzung ist mit einer geordneten städtebau-

lichen Entwicklung vereinbar. 

Es wird keine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-

träglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum UVPG unterliegen, begründet.  

Schließlich bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele und 

Schutzzwecke der Natura 2000 Gebiete.  

3. BESCHREIBUNG DES PLANBEREICHS 

3.1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich der Einbeziehungssatzung umfasst eine Gesamtfläche von 

etwa 9.795 m² und beinhaltet Teilflächen der Flurnummern 751/1 und 758/4, Gemarkung Kö-

nigsbrunn. 

Das Plangebiet befindet sich im Süden der Stadt Königsbrunn. Im Westen wird das Gebiet 

durch bestehende Nutzungen des Gartenbaubetriebs begrenzt, während sich im Norden, Os-

ten und Süden landwirtschaftlich genutzte Wiesenflächen anschließen. 
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Abbildung 1: Luftbild des Plangebietes (® Bayerische Vermessungsverwaltung 2024) 

3.2 Bestehende Nutzungen 

Die Flächen, die in den Geltungsbereich einbezogen werden, dienen derzeit bereits als Flä-

chen für den bestehenden Gartenbaubetrieb. So werden diese bereits gartenbaulich genutzt. 

Im Norden des Plangebiets befinden sich dichtere Gehölzstrukturen, im Südosten Gewächs-

häuser. Teile des Geltungsbereichs sind bereits versiegelt. 

3.3 Schutzgebiete 

Der Planungsumgriff liegt außerhalb jeglicher Hochwassergefahrenflächen (HQ100 und 

HQextrem), wassersensibler Bereiche sowie abseits von Fauna-Flora-Habitaten, Vogel-

schutzgebieten und Landschaftsschutzgebieten. Innerhalb des Geltungsbereichs und dessen 

Umfeld befinden sich zudem keine Naturschutzgebiete, Naturparks oder Biotope. In etwa 150 

m östlicher Entfernung befindet sich ein Trinkwasserschutzgebiet, welches durch die geplante 

Maßnahme jedoch weder berührt noch beeinträchtigt wird. 

3.4 Vorbehaltsgebiet für die Wasserversorgung 

Das Plangebiet liegt im Vorbehaltsgebiet für die Wasserversorgung gemäß Regionalplan 9.  

Vorbehaltsgebiete stellen Grundsätze der Raumordnung dar und sind in der Abwägung be-

sonders zu berücksichtigen. Die Gärtnerei besteht bereits am Standort. Die Planung dient 

überwiegend der planungsrechtlichen Klarstellung und Arrondierung. Die zulässige GRZ von 

0,8 entspricht dem betrieblichen Erfordernis eines Gartenbaubetriebs mit Gewächshausflä-

chen und befestigten Betriebsflächen.  
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4. PLANUNGSKONZEPT 

4.1 Planungsziel 

Die Einbeziehung der Teilflächen der Flurnummern 751/1 und 758/4 ermöglicht die Umstruk-

turierung des bestehenden Gartenbaubetriebs. Dadurch können die bestehende Bebauung 

im Zuge einer geordneten städtebaulichen Entwicklung ergänzt sowie Innen- und Außenbe-

reich klar abgegrenzt werden. 

4.2  Festsetzungen 

Nachdem der Geltungsbereich an unmittelbar angrenzende Bebauung und gartenbauliche 

Nutzungen anschließt, orientieren sich einzelne Festsetzungen nach § 34 Abs. 5 S. 2 BauGB 

zur überbaubaren Grundstücksfläche, GRZ und Höhe der baulichen Anlage an der umgeben-

den Bebauung gemäß § 34 BauGB orientieren müssen.  

Um die Versiegelung auf ein Mindestmaß zu beschränken, wird eine GRZ von 0,8 festgesetzt. 

Der untere Bezugspunkt für die Wandhöhe (WH) und die Gesamthöhe (GH) ist die Oberkante 

Erdgeschoss Fertigfußboden (OK EG FFB) des Erdgeschosses. Durch den kleinen Spielraum 

der festgesetzten Höhe bleibt die notwendige Flexibilität gewahrt, um möglichst gering in das 

natürliche Gelände eingreifen zu müssen. Durch die festgesetzte WH und GH wird der Orts-

bildcharakter gewahrt. 

4.3 Erschließung 

Das Grundstück wird über die Landsberger Straße erschlossen. Die bestehenden Hausan-

schlüsse für Wasser, Abwasser und Strom sind an das öffentliche Netz angeschlossen. Eine 

bauliche Veränderung auf öffentlichem Grund ist nicht erforderlich.  

4.4 Immissionen 

Relevante Einflüsse ergeben sich aufgrund der Nähe zur Landwirtschaft, insbesondere durch 

Immissionen, wie Gerüche aus der Düngung sowie möglichen Lärm, der bei der Bewirtschaf-

tung der landwirtschaftlichen Betriebe und angrenzenden Flächen entstehen kann.  

4.5 Auswirkungen der Planung und Alternativen 

Durch die Einbeziehungssatzung (EBS) ergeben sich hinsichtlich der Art und Dichte der Be-

bauung keine wesentlichen Veränderungen im Vergleich zur bestehenden Siedlungsstruktur. 

Es sind keine relevanten Auswirkungen auf das städtebauliche Erscheinungsbild oder die 

Ökologie zu erwarten. Durch die geplanten Ausgleichsmaßnahmen wird der Ortsrand ent-

sprechend begrünt. 

Für das Vorhaben bestehen keine alternativen Planungsansätze. Da durch die Einhaltung der 

gesetzlich geregelten Abstandsflächen wenig Spielraum für Abweichungen besteht, stellt das 

im Planungskonzept dargelegte Vorgehen die optimale Ausnutzung der gegebenen Pla-

nungsalternativen dar. 
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5. BELANGE DES UMWELTSCHUTZES (UMWELTBERICHT)  

Bei der Aufstellung einer Einbeziehungssatzung sind die Belange des Umweltschutzes ein-

schließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege nach § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB zu 

berücksichtigen. Nachfolgend wird eine Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustan-

des abgegeben. Im Rahmen der Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei 

Durchführung der Planung werden die voraussichtlichen Umweltauswirkungen beschrieben 

und bewertet. 

Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt verbal argumentativ. Dabei werden drei Stu-

fen unterschieden: geringe, mittlere und hohe Erheblichkeit.  

5.1 Schutzgut, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt  

Innerhalb des Plangebiets sind weder Schutzgüter, noch Biotope nach amtlicher Biotopkar-

tierung vorhanden.  

Im Wesentlichen beschränkt sich die Betrachtung des genannten Schutzgutes auf den Be-

reich der gegenwärtigen Baumschule, da der angrenzende Bereich der Einbeziehungssat-

zung bereits teilweise überplant und genutzt wird. Auch im Rahmen einer Baumschule finden 

Nutzungen und Umpflanzungen statt, wodurch es sich hier um jungen Baumbestand handelt.  

Die Einbeziehungssatzung umfasst im Wesentlichen durch die Gärtnerei genutzte Flächen 

(Erschließungsflächen, Gewächshäuser, Anbauflächen) sowie eine zusammenhängende 

Baumschule. In den Bereichen der bereits genutzten Flächen wird der Eingriff umstrukturier t. 

In die Baumschule wird eingegriffen. Entsprechend erfolgt für den Eingriff eine naturschutz-

fachliche Ausgleichsbilanzierung.  

Bei den in dem laufenden Gärtnereibetrieb bewirtschafteten Flächen (innerhalb des Geltungs-

bereichs der Einbeziehungssatzung) ist nicht von Vorkommen arten- und naturschutzrechtlich 

relevanter Arten auszugehen.  

Die Flächen innerhalb des Geltungsbereiches der Einbeziehungssatzung stellen schon heute 

Betriebsflächen (inklusive Baumquartiere) dar, die keine Funktionszusammenhang mit Ge-

hölzbeständen in der Kulturlandschaft aufweisen. 

Aufgrund der vorhandenen Bebauung / Nutzungen ist nach gegenwärtigem Kenntnisstand mit 

Auswirkungen geringer Erheblichkeit für das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Viel-

falt zu rechnen. 

5.2 Schutzgut Boden 

Durch die Festsetzung einer Baugrenze, die geringe überbaubare Grundstücksfläche für eine 

Umstrukturierung des bestehenden Gartenbaubetriebs sowie die bereits vorhandene Bebau-

ung im Geltungsbereich ist die Versiegelung des Bodens nur von geringer Erheblichkeit. 

5.3 Schutzgut Fläche 

Angrenzend an bestehende Bauflächen ergibt sich mit der Einbeziehungssatzung die Zuläs-

sigkeit weiterer Bebauung, ohne zusätzliche öffentliche Erschließungsflächen herstellen zu 

müssen, was dem sparsamen Umgang mit dem Schutzgut Fläche zu Gute kommt.  
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Das Maß der baulichen Nutzung wird auf ein Mindestmaß begrenzt. Es ist mit Auswirkungen 

geringer Erheblichkeit für das Schutzgut Fläche zu rechnen. 

5.4 Schutzgut Wasser 

Die durch das Vorhaben zu erwartende Versiegelung führt zu keiner spürbaren Verringerung 

der Grundwasserneubildung bzw. Erhöhung des Oberflächenabflusses. Es ist mit Auswirkun-

gen geringer Erheblichkeit für das Schutzgut Wasser zu rechnen. 

5.5 Schutzgut Klima und Luft 

Aufgrund der geringen Flächengröße am Ortsrand im ländlichen Raum, umgeben von groß-

flächigen landwirtschaftlichen Wiesennutzflächen, sind keine signifikanten Auswirkungen auf 

das Schutzgut Klima und Luft zu erwarten. 

5.6 Schutzgut Landschaft 

Das Planvorhaben ist im Westen von Bebauung umgeben, im Süden, Norden und Westen 

hingegen von landwirtschaftlich genutzter Wiesenfläche. Durch die im Geltungsbereich be-

reits bestehenden genutzten Strukturen ist keine signifikante Beeinträchtigung des Land-

schaftsbildes zu erwarten. Die Einbeziehungssatzung führt lediglich zu einer Erweiterung des 

bereits vorhandenen Ortsrands und seiner rechtlichen Einbindung, ohne Auswirkungen auf 

das Schutzgut Landschaft. 

5.7 Schutzgut Mensch 

Durch das geplante Bauvorhaben auf einem privaten bereits gartenbaulich genutzten 

Grundstück sind nach derzeitigem Kenntnisstand keine erheblichen negativen Auswirkungen 

für die Nutzungen Wohnen sowie die Bevölkerung zu erwarten.  

Im Rahmen von Einzelgenehimgungsverfahren kann die Genehmigungsbehörde 

sichgerstellen, dass die Einhaltung der Immissionsrichtwerte nebst Spitzenpegeln der TA 

Lärm durch schalltechnische Untersuchungen nachgewiesen wird. Eine solche 

schalltechnische Untersuchung liegt bereits vor und hat die Einhaltung der 

Immissionsrichtwerte selbst für ein Allgemeines Wohngebiet nachgewiesen. Abgesehen 

davon sind die umliegenden Immissionsorte sind durch den bestehenden Gartenbaubetrieb 

seit Jahren vorbelastet.  

Im Umfeld befindliche landwirtschaftliche Betriebe können Immissionen auf das Plangebiet 

hervorrufen. Diese entsprechen aber dem Maß innerhalb der dörflichen Umgebung und sind 

nicht als erheblich einzustufen. 

Gegenwärtig ist mit Auswirkungen geringer Erheblichkeit auf das Schutzgut Mensch durch 

das Vorhaben zu rechnen. 

5.8 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Unter dem Begriff Kulturgut werden neben historischen Kulturlandschaften, geschützten oder 

schützenswerten Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern auch alle weiteren Objekte (einschließ-
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lich ihres notwendigen Umgebungsbezuges) erfasst, die als kulturhistorisch bedeutsam an-

zusehen sind. Gemäß dem Bayerischen Denkmal-Atlas befinden sich im Bereich der Einbe-

ziehungssatzung keine Boden- oder Baudenkmäler. 

Es ist davon auszugehen, dass keine Kultur- und Sachgüter durch das Planvorhaben betrof-

fen sind. 

5.9 Wechselwirkungen der Schutzgüter, Kumulierung der Auswirkungen 

Aufgrund der bestehenden Bebauung und der gemäß Planung nur geringfügigen Erweiterung 

der Bauflächen ist nicht mit Wechselwirkungen der Schutzgüter oder einer Kumulierung der 

Auswirkungen zu rechnen. 

6. NATURSCHUTZFACHLICHER AUSGLEICH, AUSGLEICHSBERECHNUNG 

Eingriff und Ausgleich werden unter Anwendung des Bayerischen Leitfadens zur naturschutz-

rechtlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung, im Rahmen des jeweiligen Bebauungs-

planes bzw. Satzung nach BauGB ermittelt. 

Die Umsetzung des geplanten Bauvorhabens führt zu einer nicht vermeidbaren Überformung 

und Veränderung von Flächen. Im Wesentlichen ergeben sich Auswirkungen auf das Schutz-

gut Boden. Die verbleibenden Auswirkungen auf die Schutzgüter sind auszugleichen.  

 

Der Geltungsbereich der Einbeziehungssatzung umfasst 9.794 m². Davon sind 3.570 m² 

durch vorhandene Nebengebäude, Erschließungen und Anbauflächen genutzt. Hier findet 

entsprechend lediglich eine Umstrukturierung statt, während in die Fläche der Baumschule 

eingegriffen wird.  

Gem. flächenbezogener Ausgleichsbilanzierung fallen Baumschulen in Kategorie I mit gerin-

ger Bedeutung, wofür der niedrigere Wert der Faktorenspanne als Ausgleich gewählt werden 

kann. Entsprechend dieser Berechnung ergibt sich für die Einbeziehungssatzung e in Aus-

gleich von ca. 1.868 m².  

Ausgleichsmaßnahmen 

Der naturschutzfachliche Ausgleich für die durch die Einbeziehungssatzung verursachten Ein-

griffe wird in einem Umfang von 1.868 m² auf der östlichen Teilfläche der Flurnummer 4452, 

Gemeinde und Gemarkung Bobingen, erbracht. 

Die Fläche ist im nachfolgenden Lageplan gekennzeichnet und wird den Eingriffen im Gel-

tungsbereich vollständig zugeordnet. 

Die dauerhafte Sicherung ist über Teil II § 3 des städtebaulichen Vertrags erfolgt und über 

eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit dinglich und rechtsnachfolgefest gesichert.  
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Abbildung 2: Lageplan mit Umgrenzung Ausgleichsfläche (rot), BayernAtlas, o. M. 

Entwicklungsziel: Artenreiche, magere Flachland-Mähwiese (LRT 6510) 

Ausgangszustand:  

Die Fläche weist gegenwärtig einen sich vor alle aus Buchsbeständen und randlichen He-

ckenstrukturen bestehenden Gehölzbestand auf. Eine Auffüllung des Bodens ist anzuneh-

men.  

Herstellungs- und Entwicklungsmaßnahmen: 

- Vor Umsetzung der Maßnahme ist, soweit die vorhandene Auffüllung einer mageren 

Standortentwicklung entgegensteht, diese in Abstimmung mit der unteren Natur-

schutzbehörde zu entfernen.  

- Während der Aushagerungsphase (ersten 3 Jahre) ist eine Schnittnutzung mit bis zu 

drei Mähgängen erforderlich. Das Mähgut ist nach jedem Schnitt vollständig von der 

Fläche zu entfernen. Aufkommendes Springkraut ist mechanisch zu bekämpfen.  

- Nach Aushagerungsphase ist ein Monitoring zum Zustand und Artausstattung der Flä-

chen durchzuführen.  

- Basierend auf dem Monitoring ist die Fläche durch eine Mähgutübertragung von Spen-

derflächen in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde anzusäen. 

- Nach erfolgter Bestandsentwicklung ist die Flachland-Mähwiese 2-mal pro Jahr zu mä-

hen, wobei die erste Mahd nicht vor Ende Juni erfolgen darf. Das Mähgut ist nach 

jedem Schnitt vollständig von der Fläche zu entfernen. Aufkommendes Springkraut ist 

mechanisch zu bekämpfen.  

- Mulchung sowie die Ausbringung von organischen und mineralischen Düngemitteln, 

Reststoffen aus Agrargasanlagen sowie chemischen Pflanzenschutzmitteln auf der 

Ausgleichsfläche ist während der gesamten Entwicklungsperiode sowie nach Errei-

chen des Entwicklungsziels nicht zulässig. 
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- Zur strukturellen Aufwertung werden sind 6 standortgerechte Einzelsträucher gem. der 

folgenden Pflanzqualität und Artenliste zu pflanzen. 

- Pflanzqualität: 2x verpflanzt, 60-100 cm Höhe 

- Artenliste: 

Berberis vulgaris  Berberitze  

Rosa canina Hundsrose 

Cornus sanguinea Roter Hartriegel  

Crataegus monogyna Eingriffiger Weißdorn 

- Die Grenzen der Ausgleichsfläche sind durch Holzpfähle zu kennzeichnen. 

Der Städtebauliche Vertrag stellt in Teil II § 3 die Durchführung dieser Ausgleichsmaßnahmen 

sicher. 

 

 

7. ARTENSCHUTZ 

Artenschutzrechtliche Belange sind im Rahmen der Einbeziehungssatzung zu berücksichti-

gen. Aufgrund der bestehenden Strukturen innerhalb der Baugrenze sowie in der unmittelba-

ren Umgebung des Plangebiets ist eine Beeinträchtigung der Belange des Artenschutzes 

nach gegenwärtigem Kenntnisstand nicht zu erwarten. 

Im Projektgebiet sind keine Pflanzenarten nach Anhang IV der FFH-RL bekannt, für die sich 

aus § 44 Abs.1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG ein Schädigungsverbot ergibt. Der Gartenbaubetrieb 

ist kein natürlicher Lebensraum, in dem gefährdete Wildpflanzen erwartet werden könnten. 

Die 2.300 m2 Landwirtschaftsfläche, welche im Osten in Anspruch genommen wird, ist von 

einer mehrschürigen Mähwiese bedeckt, die keinem geschützten Lebensraumtyp zuzuordnen 

ist.Im Projektgebiet sind keine Säugetierarten nach Anhang IV der FFH-RL bekannt, für die 

sich aus § 44 Abs.1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG ein Schädigungsverbot ergibt. An den Bestands-

gebäuden sowie in den Bäumen in der Betriebsfläche (im Wesentlichen Baumschulbäume) 

gab es keine Hinweise auf Vorkommen von Fledermäusen (geeignete Baumhöhlen, Kot- und 

Einschlüpfspuren). 

Im Projektgebiet sind keine Reptilien, aber auch keine anderen Arten nach Anhang IV der  

FFH-RL bekannt, für die sich aus § 44 Abs.1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG ein Schädigungsverbot 

ergibt. Bei den Begehungen wurde in geeigneten Bereichen der Planungsfläche auch auf 

Reptilien und andere Artengruppen geachtet (insbesondere Insekten), jedoch konnten keine 

gefunden werden. 

Im Projektgebiet wurden auch keine streng geschützten Vogelarten gem. § 10 Abs. 2 Nr. 11 

BNatSchG festgestellt. Vorkommen von Feldlerche, Kiebitz und Rebhuhn wurden deutlich 

östlich vom Plangebiet abgesetzt festgestellt.  

Zur Klarstellung und Vermeidung von Rechtsverstößen sowie zur Sicherung ist ein Hinweis 

auf die gesetzlichen Regelungen des § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG in die Einbeziehungssat-

zung aufgenommen worden, dass notwendige Gehölzrodungen außerhalb der gesetzlichen 
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Vogelbrutzeit, also im Zeitraum zwischen Anfang Oktober und Ende Februar durchzuführen 

sind. Kann dieser Zeitraum aus nachvollziehbaren Gründen nicht eingehalten werden, muss 

für Heckenrodungen eine Ausnahmegenehmigung bei der unteren Naturschutzbehörde be-

antragt werden.  

8. CO2-BILANZIERUNG  

Im Zuge der Aufstellung der Einbeziehungssatzung werden die Belange des Klimaschutzes 

in der Abwägung berücksichtigt.  

Zur Nachvollziehbarkeit der CO₂-relevanten Wirkungen der Einbeziehungssatzung erfolgt 

eine sektorübergreifende Betrachtung in Form einer überschlägigen Bewertungsmatrix. Diese 

orientiert sich an den in Anlage 1 KSG benannten Sektoren (u. a. Energiewirtschaft, Gebäude, 

Verkehr, Industrie, Landwirtschaft, Abfallwirtschaft/Sonstiges sowie Landnutzung/Landnut-

zungsänderung und Forstwirtschaft) und führt die planungsrelevanten Einflussfaktoren zu-

sammen. 

Die sektorenbezogene Bewertungsmatrix dient als einheitliche Arbeitshilfe, um klimarele-

vante Effekte im Aufstellungsverfahren strukturiert zu erfassen. Je Sektor werden typische 

Emissionsquellen bzw. Senken, einfach anwendbare Indikatoren sowie planungsrechtliche 

Hebel bzw. flankierende Maßnahmen benannt. Anschließend erfolgt eine qualitative Einord-

nung über eine einheitliche Skala (++ / + / 0 / - / --).  

Die Skala beschreibt, wie sich die Einbeziehungssatzung voraussichtlich auf Treibhaus-

gasemissionen bzw. Senkenwirkungen auswirkt, jeweils im Vergleich zu einem plausiblen 

Referenzfall (ohne Einbeziehungssatzung oder übliche Ausprägung im Umfeld). 

− ++ (stark mindernd / stark positiv): Die Einbeziehungssatzung setzt wirksame, verbind-

liche Hebel mit hoher Klimawirkung um (deutliche Emissionsminderung und/oder deut-

liche Stärkung von Senken). 

− + (mindernd / positiv): Die Einbeziehungssatzung enthält nachvollziehbare Klimaschutz-

beiträge, die die Emissionen merklich reduzieren bzw. Senken stärken, aber nicht in 

sehr großem Umfang oder nicht flächendeckend. 

− 0 (neutral / keine wesentliche Änderung): Die Einbeziehungssatzung führt voraussicht-

lich zu keiner relevanten Änderung gegenüber dem Referenzfall, oder Wirkungen glei-

chen sich aus (Plus/Minus in ähnlicher Größenordnung). 

− - (erhöhend / negativ): Die Einbeziehungssatzung begünstigt zusätzliche Emissionen 

bzw. schwächt Senken, jedoch nicht in extremem Ausmaß oder teilweise kompensiert. 

− -- (stark erhöhend / stark negativ): Die Einbeziehungssatzung hat klar dominante nega-

tive Klimaeffekte (hohe zusätzliche Emissionen und/oder erheblicher Verlust von Sen-

ken), ohne ausreichende Gegensteuerung. 

Bewertungsmatrix nach Anlage 1 KSG (Sektoren) 

Bewertungsskala ++ stark mindernd, + mindernd, 0 neutral, - erhöhend, -- stark erhöhend 
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Darüber hinaus können verbleibende Emissionen über nachgelagerte, satzungsextern kon-

kretisierbare Steuerungsmöglichkeiten weiter minimiert werden (z. B. Energieversorgungs-

konzepte, Einsatz erneuerbarer Energien, energieeffizientes Bauen/hohe Dämmstandards).  


